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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Braun, Geisenhofer, Frau Hürland, Frau Pieser, Kroll-Schlüter, Pfeffermann, 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 

Milz, Lenzer, Dr. Jenninger und Genossen 
- Drucksache 7/4537 - 

betr. Gefährdung der Kinder im Straßenverkehr 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim. Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 30. Ja- 
nuar 1976 - 014 - 7 - 101 (BMJFG) - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, im Einvernehmen mit den Bun- 
desländern die aufgezeigten Mängel zu beseitigen und damit 
die Schulwege sicherer zu machen? 

Die Bundesregierung hat bei zahlreichen Anlässen, auch im 
Deutschen Bundestag dargelegt, daß die hohe Beteiligung von 
Kindern an Straßenverkehrsunfällen sie mit besonderer Sorge 
erfüllt und daß sie die ihr zu Gebote stehenden Mittel und Mög- 
lichkeiten einsetzt, um die Sicherheit der Kinder auf der Straße 
mit Nachdruck zu fördern. 

In dem Programm der Bundesregierung zur Verbesserung der 
Sicherheit im Straßenverkehr „Mehr Sicherheit auf unseren 
Straßen", das dem Bundestag mit der Drucksache 7/1283 am 
28. November 1973 vorgelegt wurde, nehmen daher die Maß- 
nahmen zur Bekämpfung von Kinderunfällen einen breiten 
Raum ein. Das trifft insbesondere auch für solche Vorhaben zu, 
die geeignet sind, die Schulwege sicherer zu machen. 

Bund, Länder und Gemeinden bemühen sich gemeinsam mit den 
auf dem Gebiete der Verkehrssicherheit tätigen Verbänden, 
Organisationen und Institutionen um die Verwirklichung des 
Verkehrssicherheits-Programms. 

In diesem Zusammenhang ist als erfreuliche Tatsache zu ver- 
zeichnen, daß nach den neueren Ergebnissen der amtlichen 
Statistik im Jahre 1974 gegenüber dem Vorjahr die Zahl der 
Straßenverkehrsunfälle, bei denen Kinder betroffen waren, zu- 
rückgegangen ist. Während der Rückgang der verunglückten 
Kinder unter 15 Jahren im Jahre 1973 gegenüber 1972 noch 
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6,3 V. H. betrug, erreichte er 1974 gegenüber 1973 mit 7,8 v. H. 
ein verhältnismäßig hohes Ausmaß. 1974 sind insgesamt 63 508 
Kinder im Straßenverkehr verunglückt (getötet oder verletzt) 
gegenüber 68 898 im Jahre 1973 und 73 493 im Jahre 1972. 

Bei den tödlich verunglückten Kindern ist der stärkste Rück- 
gang zu verzeichnen. Die Getöteten gingen von 1781 im Jahre 
1973 um 16,1 v. H. auf 1494 im Jahre 1974 zurück. Zu diesem 
Ergebnis hat die erhebliche Verminderung der als Fußgänger 
tödlich verunglückten Kinder von 1023 im Jahre 1973 auf 859 
im Jahre 1974 ( — 16,0 v. H.) beigetragen. Leider ist eine gleich 
günstige Entwicklung bei den Radfahrern im Alter bis zu 15 
Jahren nicht eingetreten. Hier nahm die Zahl der getöteten Kin- 
der von 389 im Jahre 1973 auf 367 im Jahre 1974, also nur um 
5,7 V. H. ab. 

Die Bundesregierung weist erneut darauf hin, daß die Sicherung 
der Schulwege eine eigenverantwortliche Aufgabe der Länder 
und Gemeinden ist. Das trifft auch für die vom Deutschen 
Kinderschutzbund aufgezeigten Gefahren auf dem Schulweg zu: 

1. Absicherung, Beschilderung und Beleuchtung von Über- 
gängen an Schulen 

Für Übergänge an Schulen gelten die Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften zu § 26 der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO), die z. B. vorsehen, daß Fußgänger vor Schulen nicht 
unmittelbar auf den Überweg stoßen, sondern durch Gelän- 
der geführt werden sollen. 

Zusammen mit den obersten Straßenbau- und -verkehrs- 
behörden der Länder wurden ergänzend hierzu „Vorläufige 
technische Richtlinien für die Anlage und Beleuchtung von 
Fußgängerüberwegen"' erarbeitet, die einen wichtigen Bei- 
trag zur Sicherheit der Fußgänger im Straßenverkehr, ins- 
besondere auch der Schulkinder, darstellen. In diesen Richt- 
linien werden die Anlage, Markierung, Beschilderung und 
Beleuchtung der Fußgängerüberwege bis ins einzelne ge- 
regelt. Der Bundesminister für Verkehr hat in einem Rund- 
schreiben an die obersten Straßenbaubehörden der Länder 
vom 15. Januar 1970 empfohlen, nach diesen Richtlinien zu 
verfahren. 

Außerdem sind die Straßenverkehrsbehörden nach Abschnitt 
V Nr. 7 der Vwv zu § 26 StVO verpflichtet zu prüfen, ob 
nach der örtlich gegebenen Situation verkehrsbeschränkende 
Anordnungen vor Überwegen (z. B. Überholverbote) zu 
treffen sind. 

Die geltenden Vorschriften sehen Maßnahmen vor, die den 
Straßenverkehrsbehörden die Möglichkeit geben und die 
Verpflichtung auferlegen, die Übergänge an Schulen den je- 
weiligen örtlichen Verhältnissen entsprechend zu sichern. 
Nach § 44 Abs. 1 StVO haben die Straßenverkehrsbehörden 
der Länder dieser Verpflichtung in eigener Verantwortung 
zu genügen. 

Um darüber hinaus weitere Verbesserungsmöglichkeiten zur 
Lösung des vielschichtigen Problems zu erarbeiten, hat die 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCkSaChB 7/4703 


Bundesanstalt für Straßenwesen im Aufträge des Bundes- 
ministers für Verkehr in den Jahren 1973/74 die „Sicherung 
der Schulwege"' wissenschaftlich erforschen lassen. Im Rah- 
men dieses Forschungsauftrages waren aus beispielhaften 
Untersuchungen allgemeingültige Lösungen insbesondere 
darüber abzuleiten, inwieweit durch Neugliederung der 
Schuleinzugsbereiche sowie die zeitliche und räumliche Bün- 
delung von Schulwegen die Zahl der notwendigen Konflikt- 
punkte von Schülern mit dem motorisierten Straßenverkehr 
verringert werden kann. 

Die nunmehr vorliegenden Ergebnisse dieser Untersuchung 
sind die Grundlage für besondere Richtlinien zur Sicherung 
der Schulwege, die zur Zeit erarbeitet und noch in diesem 
Jahr an die zuständigen Stellen der Länder verteilt werden 
sollen. 

2. Der Schülerlotsendienst 

Der Schülerlotsendienst wurde in der Bundesrepublik 
Deutschland vor mehr als 20 Jahren zunächst in einigen ört- 
lichen oder regionalen Bereichen als Selbsthilfeeinrichtung 
der Schulen aufgenommen. Inzwischen haben alle Bundes- 
länder den Schülerlotsendienst als schulische Veranstaltung 
eingeführt. 

Die Entscheidung über Einrichtung und Einsatzstellen des 
Schülerlotsendienstes trifft die Schulleitung gemeinsam mit 
der Elternschaft, den örtlichen Polizeidienststellen und den 
Ortsverkehrswachten. Die Betreuung und Ausrüstung der 
Lotsen mit Koppel, Schulterband, Mütze und Winkerkelle 
geschieht durch die Deutsche Verkehrswacht. Für die Be- 
schaffung der im gesamten Bundesgebiet einheitlich gestal- 
teten Ausrüstungsgegenstände stehen der Verkehrswacht 
Bundesmittel zur Verfügung. Bisher wurden hierfür jährlich 
bis zu 350 000 DM aus dem Haushalt des Bundesministers 
für Verkehr bereitgestellt. 

Heute versehen etwa 77 500 Schüler und Schülerinnen an 
mehr als 10 000 Straßenübergängen ihren Dienst als Schüler- 
lotsen. 

Der Bundesregierung ist bisher nichts darüber bekannt- 
geworden, daß der Schülerlotsendienst im größeren Rahmen 
verstärkt werden müßte. In diesem Zusammenhang darf 
nicht übersehen werden, daß der Einrichtung von Schüler- 
lotsendienst und dem Einsatz von Lotsen insbesondere aus 
folgenden drei Gründen gewisse Grenzen gesetzt sind: 

— Die Ausübung des Schülerlotsendienstes erfordert von 
den jungen Menschen angesichts des heutigen durch eine 
starke Motorisierung gekennzeichneten Straßenverkehrs 
besondere Verantwortung. Die hierfür notwendige gei- 
stige und sittliche Reife wird erfahrungsgemäß im allge- 
meinen erst in einem bestimmten Lebensalter erreicht, 
daß für die Teilnahme am Schülerlotsendienst einheitlich 
auf 13 Jahre festgesetzt worden ist. Bei der Auswahl der 
unter diese Altersgruppe fallenden Schüler für den Lot- 
sendienst haben die Schulen wegen der damit verbunde- 
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nen Haftungsfragen einen sehr strengen Maßstab anzu- 
legen. In nicht wenigen Fällen versagen auch Eltern aus 
der Sorge um die Erhaltung der Gesundheit oder die Be- 
einträchtigung der schulischen Leistungen ihrer Kinder 
die Zustimmung zur Übernahme des Lotsendienstes. 

— Im Zuge der in den Bundesländern durchgeführten Schul- 
reform und der damit verbundenen systematischen und 
räumlichen Trennung von Grund- und Hauptschulen ver- 
fügen die Grundschulen (1. bis 4., in einigen Ländern 
1. bis 6. Schuljahr) nicht mehr über Schüler mit dem für 
Schülerlotsen vorgeschriebenen Mindestalter von 13 Jah- 
ren. Der Mangel wird z. T. im Wege der Nachbarschafts- 
hilfe, also durch entsprechende Vereinbarung benachbar- 
ter Grund- und Hauptschulen ausgeglichen. Wo das nicht 
möglich ist, wird versucht, das Problem durch den Einsatz 
erwachsener Verkehrshelfer (Mütter, Politessen, Pensio- 
näre und Rentner) zu lösen. Dennoch können hierbei ört- 
lich Schwierigkeiten auftreten, die letztlich nur durch den 
Einsatz von Polizeibeamten oder durch technische Sicher- 
heitsvorkehrungen (Ampelanlagen) zu überwinden sind. 

— Nach langjährigen Erfahrungen ist davon auszugehen, 

— daß eine bestimmte Gruppe von Straßenübergängen 
so sehr gefährdet ist, daß die Einrichtung eines Lot- 
sendienstes nicht verantwortet werden kann, weil der 
Schülerlotse an dieser Stelle überfordert wäre, 

— daß bei einer anderen Gruppe von Straßenübergän- 
gen die Verkehrsverhältnisse so einfach gelagert sind, 
daß die Einrichtung eines Lotsendienstes den Auf- 
wand (Ausbildung, Überwachung, Ausrüstung) nicht 
rechtfertigt. 

Der Einsatz von Schülerlotsen wird daher nur bei solchen 
Straßenübergängen in Erwägung zu ziehen sein, die zwi- 
schen diesen beiden Gruppen einzustufen sind. Daraus 
ergibt sich zwangsläufig eine natürliche Beschränkung 
der Einsatzorte sowie die Notwendigkeit, die bestehen- 
den Einsatzorte in regelmäßigen Abständen durch Schule 
und Polizei zu überprüfen, um einen optimalen Einsatz 
der vorhandenen Schülerlotsen zu gewährleisten. 


2. Sieht die Bundesregierung in dem kritisierten ungünstigen 
Schulbeginn eine wesentliche Ursache der Unfälle auf dem 
Schulweg? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß der örtlich 
bereits unterschiedlich geregelte Schulbeginn eine wesent- 
liche Ursache der Unfälle auf dem Schulweg darstellt. 

Nach der amtlichen Statistik über die Straßenverkehrsunfälle 
1974 (siehe Anlage) verunglücken Kinder im Alter von 6 bis 
14 Jahren als Fußgänger und Radfahrer in den Nachmittags- 
stunden von 16 bis 18 Uhr in weit stärkerem Maße als in der 
Zeit des Schulbeginns zwischen 8 und 10 Uhr (Tabelle 8). Das 
läßt darauf schließen, daß die Konzentration, Reaktion und 
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Disziplin in den Morgenstunden stärker ausgeprägt sind als 
zu anderen Tageszeiten. Am Nachmittag zwischen 16 und 17 
Uhr erreicht die Zahl der verunglückten Kinder im schul- 
pflichtigen Alter den Höhepunkt. 

Aus der Statistik läßt sich weiter ablesen, daß die höchste 
Rate der als Fußgänger und Radfahrer verunglückten Kinder 
von 6 bis 14 Jahren in die Monate Mai und Juni fällt, also in 
eine Jahreszeit, in der Dunkelheit, Nässe, Nebel, Glätte und 
Kälte auf die Unfallsituation keinen bzw. nur sehr geringen 
Einfluß haben. Entsprechende Ergebnisse sind auch in der 
Statistik des Jahres 1973 verzeichnet. 

Dennoch sind die verantwortlichen Stellen in den Bundes- 
ländern um eine Entzerrung der Schulanfangs- und Schluß- 
zeiten bemüht. Durch Erlasse der Kultusminister verschiede- 
ner Länder werden die Schulleiter ermächtigt, den im allge- 
meinen auf 8 Uhr festgesetzten Unterrichtsbeginn nach An- 
hörung der Schulpflegschaft vorzuverlegen oder hinauszu- 
schieben, wenn dadurch vermieden wird, daß der tägliche 
Schulweg der Kinder zeitlich mit besonders gefährlichen ört- 
lichen Verkehrsspitzen zusammenfällt. Darüber hinaus be- 
müht sich die Deutsche Verkehrswacht in Verhandlungen 
mit den ortsansässigen Betrieben und Unternehmen um eine 
stärkere Staffelung des täglichen Arbeitsbeginns. Auf diese 
Weise ist in vielen Fällen ein Abbau der Verkehrsspitzen 
erreicht worden. 
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Anlage 


II. Straßenverkehrsunfälle 1974 


Vollendetes 

Lebensjahr 

7. Verunglückte Kinder und Jugendliche nach Alter und Art der Verkehrsbeteiligung 

Verunglückte 

sowie Einwohner 

i 

Verunglückte 

insgesamt 

1 

1 

j Fußgänger 

i 1 

1 Radfahrer 1 Mitfahrer 

i 1 

Anzahl 

andere * 

Verkehrs- ' 

1 teilnehmer i) 1 

Fußgänger 
und Radfahrer ^ 
zusammen | 

1 

Einwohner *-) ■ 

i 

1 000 1 

je 100 000 
Einwohner 

Anzahl 

0 

83 

17 


66 

_ 

17 

626 

13,3 

1 

738 

85 

- 

652 

1 

85 

655 

112,7 

2 

1 429 

443 

7 

979 


450 

723 

197,6 

3 

2 748 

1 462 

9 

1 277 

- 

1 471 

776 

354,1 

4 

3 853 

2 437 

48 

1 367 

1 

2 485 

841 

458,1 

5 

5 071 

3 405 

248 

1 418 

- 

3 653 

926 

547,6 

0-5 

13 922 

7 849 

312 

5 759 

2 

8 161 

4 548 

306,1 

6 

6 372 

4 156 

827 

1 387 

2 

4 983 

980 

650,2 

7 

6 891 

4 273 

1 287 

1 331 

- 

5 560 

1 011 

681,6 

8 

6 442 

3 564 

1 675 

1 199 

4 

5 239 

1 025 

628,5 

9 

5 691 

2 722 

1 699 

1 268 

2 

4 421 

1 037 

548,8 

10 

5 349 

2 189 

1 850 

1 307 

3 

4 039 

1 041 

513,8 

11 

4 958 

1 706 

2 005 

1 245 

2 

3711 

1 016 

488,0 

12 

4 548 

1 364 

1 929 

1 240 

15 

3 293 

996 

456,6 

13 

4 462 

1 085 

2 043 

1 314 

20 

3 128 

977 

456,7 

14 

4 873 

827 

1 842 

2 025 

179 

2 669 

950 

512,9 

6-14 

49 586 

21 886 

15 157 

12 316 

227 

37 043 

9 032 

549,0 

0-14 

63 508 

29 735 

15 469 

18 075 

229 

45 204 

13 580 

467,7 

15 

7 485 

851 

1 578 

3 444 

1 612 

2 429 

917 

816,2 

16 

14 170 

921 

1 155 

5 851 

6 243 

2 076 

893 

1 586,8 

17 

20 401 

880 

818 

7 144 

11 559 

1 698 

874 

2 334,2 

15-17 

42 056 

2 652 

3 551 

16 439 

19414 

6 203 

2 684 

1 566,9 


1) Mofa-, Mopedfahrer und andere Fahrzeugführer sowie andere Personen als Fußgänger. - 2) Geschätzte Zahlen. 
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8. Als Fußgänger und Radfahrer verunglückte Kinder (getötete und verletzte) nach Monaten und Uhrzeit 


Vollendete ® “ 14jährigen Kindern verunglückten in der Zeit von . . . bis . . . Uhr 

Lebensjahre I i 

1 : 20.00 - 

Monat 7-00 8.00 9.00 10.00 11.00 12.00 13.00 14.00 15.00 16.00 17.00 18.00 19.00 23.59 

0-56- 14 - - - - - - - - |- - - - - und 

Jahre Jahre 7.59 8.59 9.59 10.59 11.59 12.59 13.59 14.59 ; 15.59 16.59 17.59 18.59 19.59 0.00- 

6.59 


Fußgänger 


Januar 325 1 461 167 56 35 81 125 183 143 90 149 202 143 53 14 20 

Februar 444 1 803 138 60 51 97 182 209 144 146 182 275 204 76 18 21 

März 656 2 194 130 73 55 101 213 265 174 164 248 353 245 122 33 18 

April 811 1 910 74 55 71 100 183 165 158 160 198 288 262 138 44 14 

Mai 880 2 260 136 58 81 79 180 245 199 179 212 349 284 160 71 27 

Juni 848 1 873 106 46 65 108 184 178 153 158 197 214 214 148 67 35 

Juli 825 1 642 66 35 57 93 161 148 127 129 151 221 202 149 69 34 

August 881 1 453 54 39 59 96 135 119 102 131 130 191 171 119 77 30 

September 749 1 804 136 54 55 96 161 210 167 129 182 218 224 104 46 22 

Oktober 539 1 850 162 61 66 94 172 213 164 123 168 259 197 113 33 25 

November 436 1 815 179 73 58 89 170 224 158 121 134 248 206 78 44 33 

Dezember 455 1 821 253 52 46 81 159 187 179 102 135 236 234 86 37 34 

Jahr zusammen .. . 7 849 21 886 1 601 662 699 1 115 2 025 2 346 1 868 1 632 2 086 3 054 2 586 1 346 553 313 

Radfahrer 

Januar 3 450 60 17 6 9 28 31 46 56 49 61 52 20 10 5 

Februar 5 595 50 18 17 19 40 80 62 57 84 72 65 33 12 6 

März 11 1 002 62 27 18 33 62 96 96 98 128 143 147 72 14 6 

April 34 1 427 47 18 39 86 115 117 149 137 191 202 192 90 36 8 

Mai 53 2 017 108 33 30 68 107 162 187 219 252 291 299 153 80 28 

Juni 38 1 767 78 47 38 91 106 135 157 212 198 246 182 155 76 46 

Juli 36 1 621 70 34 64 94 125 144 144 151 155 211 195 125 75 34 

August 47 1 736 59 42 86 92 134 137 175 138 162 206 209 164 93 39 

September 51 1 944 129 47 45 60 120 184 176 167 230 321 245 157 46 17 

Oktober 15 1 097 98 34 24 41 68 83 98 105 134 161 142 72 20 17 

November 11 876 117 32 20 18 53 90 68 81 93 138 96 39 12 19 

Dezember 8 625 102 28 19 17 45 68 43 43 58 74 82 24 8 14 

Jahr zusammen .. . 312 15 157 980 377 406 628 1 003 1 307 1 401 1 464 1 734 2 126 1 906 1 104 482 239 

Fußgänger und Radfahrer zusammen 

Jahr insgesamt ... 8 161 37 043 2 581 1 039 1 105 1 743 3 028 3 653 3 269 3 096 3 820 5180 4 492 2 450 1 035 552 
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